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Mit fast einer halben Millionen Unterschriften von Arbeitnehmern zur Forderung einer
Lohnsteuersenkung hat der ÖGB eine Umdenkphase in der Regierung eingeläutet.
Den Ernst der Lage wurde der Regierungsmannschaft bewusst, es könnte der soziale
Friede im Land gestört werden. Die ÖVP opferte ihren Finanzminister und wechselte
gleich den Parteichef. Sie holt sich einen neuen Finanzminister Dr. Hans Jörg Schelling
(60) als Halbquereinsteiger mit Managerqualitäten ins Finanzministerium. Neo-VP
Chef Dr. Reinhold Mitterlehner verordnet der VP einen Kurswechsel, der weiterhin
Wirtschafts- und Wissenschaftsminister bleibt. In den verschiedensten Medien werden
beide als tüchtige Politiker glorifiziert. Schwerpunkt ihrer Arbeit wird die Sanierung des
Budgets und die angekündigte Steuerreform angeblich bis März 2015 sein. Für den
Koalitionspartner (SPÖ) bedeutet es aber aktive Mitarbeit, dass die Arbeitnehmer Öster-
reichs eine spürbare, versprochene, gerechte Steuersenkung erhalten. Die Lohn steuer -
pflichtigen sind die korrektesten und pünktlichsten Steuerzahler im Staat.
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Der
PFG-Vorstand

und
die Redaktion

wünschen
unseren Lesern
einen schönen
Herbst 2014!

In unserer Zeitung der Parteifreien Gewerkschafter,
4. Jahrgang, Oktober 1957, Nr. 53 berichteten wir bereits
über Steuersenkung für Arbeitnehmer. Damals gab es
eine Paritätische Kommission, die weitgehend eine
Kontrolle im Lohn- und Preisgefüge ausübte. Besonders
aufreizend wirkt ein Bericht im Nachrichtendienst der
Wiener AK über eine Erhöhung der Bleistiftpreise von
Schilling 1 auf Schilling 1,50, die auf energischen
Protest der Par. Kommission (ÖGB wirkte auch mit)
rückgängig gemacht wurde. Themen waren schon 1957
z.B. Werbungskostenpauschale, Absetzbetrag, außerge-
wöhnliche Belastungen, steuerfreies Existenzminimum,
Haushaltsbesteuerung und fixe Steuersätze bei sonstigen
einmaligen Zuwendungen sowie Steuerkontrolle. Unsere
gefestigte Demokratie verträgt auch Diskussion über
ihren jeweiligen Zustand, von bloßer Nörgelei, Stan -
desdünkel, Klassenkampf bis zu berechtigter Kritik. Für
die anstehende gerechte Steuerreform gehört ein
Handlungsrahmen mit Regeln und raschen Ent -
scheidungen. Wir Parteifreie Gewerkschafter Öster-
reichs unterstützen die Forderungen des ÖGB für die
Lohnsteuersenkung zum ehestmöglichen Zeitpunkt im
Jahre 2015. Völlig unrealistisch scheint es, dass es nur
Einsparungen auf der Ausgabenseite geben wird und es
zu keinen Veränderungen bei Grund-, Vermögens-,
Immobilien-, Hunde-, Pferde- etc -Steuer kommt.
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Sabine Oberhauser 
legt alle ÖGB-Funktionen zurück

Sabine Oberhauser, bis dato Vizepräsidentin
und Frauenvorsitzende des Österreichischen
Ge werkschafts bundes, legte mit der Ange -
lobung am 1. September 2014 zur Gesundheits -
mini sterin ihre Funktionen im ÖGB zurück. 
ÖGB-Präsident Erich Foglar gratulierte und würdigt
Oberhausers Wirken für die angestellten Ärztinnen und
Ärzte, für die ArbeitnehmerInnen allgemein und für die
Frauen: „Wo immer Sabine Oberhauser tätig war, hat sie
mit einer Kombination aus Fachwissen und Gespür für
die Menschen im Sinne derer gearbeitet, die sie vertreten
hat. Sabine Oberhausers Wechsel ins Gesundheitsmini-
sterium ist für sie persönlich ein schöner Erfolg und eine
tolle Anerkennung ihres Fachwissens in Gesund -
heitsfragen, ihrer Qualitäten als konsequente Ver hand -
lerin und ihres Gespürs für die Anliegen der Menschen”,
sagt ÖGB-Präsident Erich Foglar.

Mit den Stimmen von SPÖ, ÖVP, Grünen und
Team Stronach hat der Nationalrat am 12. Juni
2014 die Einschränkung der „Luxuspensionen”
im staatsnahen Bereich beschlossen. Solche
Sonder pensionen dürfen künftig nicht höher
als die doppelte Höchstbeitragsgrundlage sein,
das sind derzeit 9.060 Euro.
Ist eine Sonderpension allerdings schon vereinbart,
kann sie das 3,5-fache der Höchstbeitragsgrundlage
betragen. Das sind 15.855 Euro. Allfällige zusätz -
liche Ansprüche aus der gesetzlichen Pensions ver -
sicherung (ASVG etc.) können außerdem uneinge-
schränkt dazu bezogen werden.

Gerechtigkeitsorden:
Unsere Pensionistenvertreter Dr. Helmut Kohl und
Karl Blecha werden vielleicht bald für einen Gerech -
tig keitsorden vom neuen Finanzminister Dr. Hans
Jörg Schelling vorgeschlagen. Sie nahmen stillschwei-
gend den Beschluss des National rates vom 12. Juni
2014 hin. Während die restlichen Pensionisten in Öster-
reich eine 2-jährige Phase der Pensionserhöhungen
knapp unter der Teuerungsrate hinter sich haben und
sowohl 2015 wie auch 2016 wieder die volle Teue -
rungsabgeltung erwarten dürfen, müssen andere Länder
die Notbremse ziehen. Z.B. hat die sonst so vorbild -
liche Niederlande die Pensionen um 7% gekürzt,
Schweden senkt ab den Jahrgängen 1954 das Renten -
niveau von 60 auf 50%. Hoffen wir, dass die Wirt -
schaftsentwicklung in Österreich positiv bleibt und die
noch ausstehende Pensionsharmonisierung aller Be -
schäftigtengruppen bald erfolgt. Gespannt warten wir
wieder auf die Meinung der Pensionsexperten zur
Finanzierung der Pensionen.

Sonder-Luxuspensionen

Neustart der Gesundheitsministerin
Dr. Sabine Oberhauser hat von ihrem Vorgänger kein
leichtes Erbe angetreten. Die Themen Rauchverbot,
kostenlose Zahnspange für Kinder und Einführung
von ELGA 2015 sind zweitrangig im Hinblick auf die
anderen Aufgaben einer sozial ausgewogenen
Gesundheitspolitik in Österreich. 
Ihr Wechsel vom ÖGB zum Gesundheitsministerium ist
bestimmt eine neue große Herausforderung. Sie wird nun
mit ihrem Gesundheitsbudget die Forderungen der ver-
schiedensten Sparten (Spitäler, Krankenkassen, Sozial -
hilfe, Pflegegeld usw.) im Gleichgewicht halten müssen.
Obwohl die Gebietskrankenkassen für heuer einen Über-
schuss in der Höhe von rund 62 Mio. Euro erwarten ver-
langen bereits die ersten Politiker, die Kassen mögen
neue zusätzliche Leistungen anbieten. Ideal wäre eine
moderate Beitragssenkung, von der alle Arbeitgeber und
Arbeitnehmer profitieren sollten. Wir wünschen unserer
Ex-Kollegin als neue Gesund heitsministerin viel Erfolg!

Einfach zum
Nachdenken . . .
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Anhaltende Teuerung macht den
Menschen immer mehr zu schaffen

Beschäftigt: Ob Sie Vollzeit angestellt sind, Teilzeit
arbeiten oder eine geringfügige Beschäftigung ausü-
ben – Sie haben Anspruch auf fünf Wochen bezahlten
Urlaub pro Arbeitsjahr:

Neu im Job: Ihr Urlaubsanspruch entsteht in den
ersten 6 Monaten aliquot zur Dauer, die Sie schon im
Betrieb sind. Urlaub kann aber auch davor schon ver-
einbart werden: bereits nach zwei Arbeitswochen hat
man (z. B. bei Vollzeitbeschäftigung) den Anspruch
für einen Urlaubstag „aufgebaut“. Mit Beginn des 7.
Monats haben Sie Anspruch auf ihre gesamten fünf
Wochen Jahresurlaub erworben.

Urlaubstermin: Urlaub kann nicht willkürlich ange-
treten werden, sondern muss immer zwischen Ihnen
und Ihrem Arbeitgeber vereinbart werden. Umgekehrt
kann Ihnen aber vom Arbeitgeber Urlaub auch nicht
einseitig verordnet werden.

Ablaufdatum: Urlaub kann verjähren – und zwar
zwei Jahre nach Ende jenes Urlaubjahres, in dem er
entstanden ist: Sie haben also drei Jahre Zeit, um Ihren
Urlaub zu verbrauchen.

Arbeitssuchend: Einem Urlaub steht nichts im Weg –
dieser muss jedoch dem AMS gemeldet werden.
Verreisen Sie innerhalb Österreichs, erhalten Sie
weiterhin Arbeitslosengeld. Bei Auslandsaufenthalten
wird die Leistung für die Dauer Ihres Urlaubs unter-
brochen. Klären Sie den Krankenversicherungs-
schutz, bevor Sie in den Urlaub fahren.     
www.arbeiterkammer.at

Urlaubsrecht

Auskommen mit Einkommen
wird schwieriger

„Das Auskommen mit dem Einkommen wird für
immer mehr ArbeitnehmerInnen und Pensio -
nistInnen schwieriger, es bleibt netto zu wenig
vom Brutto”, warnt ÖGB-Präsident Erich Foglar
Mitte August anlässlich der Bekanntgabe des
Verbraucherpreis index und der Schnellschätzung
zum österreichischen Bruttoinlandsprodukt. Den
ArbeitnehmerInnen und PensionistInnen bleibt
wegen der Teuerung und der kalten Progression
immer weniger zum Auskommen. 
Die Inflation sank laut Statistik Austria im Juli gegen-
über dem Vormonat nur leicht von 1,9 auf 1,8 Prozent
im Jahresvergleich. Die preiswertesten Lebens- und
Reinigungsmittel sind hingegen laut jüngstem AK-
Preismonitor im Jahresvergleich um 2,3 Prozent teu-
rer geworden. Und laut Arbeitsklimaindex kommen
auch jedes Jahr immer weniger Menschen mit ihrem
Einkommen über die Runden. Mehr als die Hälfte
stöhnt demnach unter der hohen steuerlichen
Belastung des Faktors Arbeit und unter den
Preissteigerungen.

„Der Druck auf die arbeitenden Menschen wird zu
groß. Immer mehr Menschen müssen beim Einkauf
schon penibel auf den Preis achten, um am
Monatsende noch etwas in der Tasche zu haben.
Hingegen zieren sich die Spekulanten, Finanz -
jongleure und Krisengewinner davor, ihren fairen
Beitrag zum Staatshaushalt zu zahlen. Während
Arbeit in unserem Land noch viel zu hoch besteuert
wird, hinken vermögensbezogene Steuern im interna-
tionalen Vergleich hinterher. Diese Schieflage gehört
endlich beseitigt”, fordert Foglar eine Entlastung für
alle ArbeitnehmerInnen und PensionistInnen.
Nachsatz: „Nicht nur weil es gerecht ist, sondern
auch, weil es wirtschaftspolitisch sinnvoll und drin-
gend notwendig ist.”

Der Privatkonsum trägt laut Institut für Höhere
Studien mehr als die Hälfte zum heimischen Brutto-

Wirtschaftspolitisch sinnvoll
und dringend notwendig

Fast 350.000 Menschen
für mehr netto vom Brutto 

inlandsprodukt bei. „Eine höhere Massenkaufkraft
durch eine Lohnsteuerentlastung für Arbeitneh -
merInnen und PensionistInnen bringt mehr Konsum,
mehr für Investitionen und ein höheres Wirt -
schaftswachstum. Durch die hohe Selbstfinan -
zierungskraft, die eine Lohnsteuersenkung hat,
kommt ein Großteil über die Stimulierung der
Wirtschaft und die daraus resultierende Lohn- und
Mehrwertsteuer wieder zurück. Damit sichern wir
Beschäftigung, halten die Arbeitslosigkeit auf niedri-
gem Niveau und schaffen ein Stück mehr Ge -
rechtigkeit in unserem Steuersystem”, sagt Foglar.

Der ÖGB und die Gewerkschaften 
fordern mit ihrer Kampagne

„Lohnsteuer runter!”
eine rasche, spürbare und nachhaltige

Lohnsteuersenkung.
Innerhalb von nur sechs Wochen haben

bereits fast 500.000 Menschen die
Forderung unterstützt.
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70 Jahre: Erika Dorn, Tulln am 15.8.2014
Josef Damberger, 
Eferding am 27.10.2014

75 Jahre: Helga Monika Stift,Wien am 4.10.39

Wir gratulieren herzlich
zum Geburtstag

PFG-Ansprechpartner für:
OBERÖSTERREICH, SALZBURG 

Otmar Höfler Tel. 0650 400 2339
e-Mail: info@pfg.at
Werner Lamprecht Tel. 0664 6158865
e-Mail: werner.lamprecht@liwest.at
Heinz Weißmann Tel. 0650 6032591
e-Mail: heinz.weissmann@aon.at

WIEN, BURGENLAND UND NIEDERÖSTERREICH:
Gerhard Kogler Tel. 017264879
e-Mail: info@pfg.at

STEIERMARK, KÄRNTEN: 
Georg Auer Tel. 0664 8330890
e-Mail: georg.auer@andritz.com
Siegfried Trauch Tel. 0676 89554774
e-Mail: s.trauch@at.ats.net

TIROL, VORARLBERG: 
Herbert Unterwandling 
Tel. 0699/ 10560894
e-Mail: h.unterwandling@gmx.at
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Internationaler Gewerkschaftsbund (IGB)
wurde 2006 in Wien gegründet

Bonus-Malus muss endlich umgesetzt werden 
„Österreich hat die niedrigste Arbeitslosenrate der
EU, aber trotzdem darf man nicht darüber hinweg-
sehen, dass Ende Juli 2014 um 9,7 Prozent mehr
Menschen arbeitslos waren als ein Jahr zuvor”,
kommentiert Bernhard Achitz, Leitender Sekretär
des ÖGB, die nun bekannt gegebenen Arbeits -
marktdaten.
„Erst recht darf man jene Bereiche nicht übersehen, wo
es besonders dramatisch hergeht, etwa die Älteren, bei
denen die Arbeitslosigkeit um 17,2 Prozent gestiegen ist.
Hier ist vor allem die Wirtschaft gefragt. Die Unter -
nehmen müssen mehr über-50-Jährige einsetzen, und auf
politischer Ebene muss die Blockade des Bonus-Malus-
Systems ein Ende haben. Das wurde im Regierungs -
programm vereinbart und muss auch umgesetzt werden”,
fordert Achitz.

EGB-Investitionsplan

EU-weit 25 Millionen Arbeitslose
EU-weit ist die Arbeitslosigkeit minimal zurückgegan-
gen – aber nur um 0,7 Prozent. Insgesamt sind aber
immer noch mehr als 25 Millionen Menschen arbeitslos,
das ist völlig inakzeptabel. Der Rückgang in den
Krisenländern im Süden sei außerdem nicht nur auf die
bessere wirtschaftliche Lage zurückzuführen, sondern
schlicht darauf, dass viele, vor allem junge Menschen
ihre Heimatländer verlassen, weil sie dort keine Chancen
mehr sehen. Der ÖGB und auch der Europäische
Gewerkschaftsbund EGB verlangen daher einen Kurs -
wechsel, weg von der Austeritätspolitik** und hin zu
einem sozialen Europa des Wachstums und der Be -
schäftigung. Wir brauchen Investitionen in die Real -
wirtschaft, die das Wachstum ankurbeln und so für die
dringend nötigen Arbeitsplätze sorgen.
**Austerität . . . bedeutet Disziplin, Sparsamkeit. Der Begriff wird
heute vor allem in ökonomischen Zusammenhängen gebraucht und
bezeichnet eine staatliche Haushaltspolitik, die einen ausgeglichenen
Staatshaushalt über den Konjunkturzyklus ohne Neuverschuldung
anstrebt.

als 10 Millionen Arbeitsplätze geschaffen werden kön-
nen. Die Investitionen sollen in Bereiche wie Energie -
effizienz, Infrastruktur, Energie produktion und sozialen
Wohnbau fließen. 

DANKE sagen wir allen, die ihren Mitgliedsbei -
trag für 2014 eingezahlt haben. Für die eingegange-
nen Spenden freuen wir uns und sagen herzlichen
Dank dafür.

Um die Mitgliedsstaaten wieder auf Wachstumskurs zu
bringen, fordert der EGB (Europäische Gewerk schafts -
bund) einen Investitionsplan, durch den langfristig mehr

Vom 1. bis 3. 11. 2006 fand der Gründungskongress des
neuen überparteilichen IGB in  Wien statt. In ihm sind nun
der 1920 gegründete christlich orientierte Welt verband der
Arbeitnehmer (WVA) und der 1949 gegründete sozialde-
mokratische Internationale Bund Freier Gewerkschaften
(IBFG) sowie acht weitere, bis dahin nur national agieren-
de Gewerkschaftsorgansationen vereint. Rund 1.500
Teilnehmer/innen aus allen Teilen der Welt kamen Mitte
Mai 2014 zum 3. Weltkongress des IGB in Berlin zusam-
men. Die Rechte der Arbeitnehmer/innen stärken war das
Motto der Beratungen. Die Schaffung von Arbeitsplätzen,
sichere Einkommen und sozialer Schutz.

Unternehmen müssen
mehr Ältere beschäftigen!
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